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dc BERLIN. Der Ausbau der indus-
triellen Forschung in Ostdeutschland
droht nach ersten Erfolgen wieder an
Schubkraft zu verlieren.DieHauptge-
fahr gehe dabei von Kürzungen bei
der staatlichen Förderung für die In-
dustrieforschung aus, die sich vergli-
chen mit üblichen Subventionen als
sehr erfolgreich erwiesen habe,
warnte Hilmar Fuchs, Vorsitzender
des Verbands Innovativer Unterneh-
men (VIU), gestern in Berlin.
Nach einer von Fuchs vorgestell-

ten Studie fördern Bund und Länder
die Industrieforschung imOsten der-
zeit mit rund 800 Mill. Euro pro Jahr,
wobei das Volumen neuerdings rück-
läufig ist. „Bei weiteren Kürzungen
sind im Osten bis zu 30 Prozent der
Arbeitsplätze in Forschung und Ent-
wicklung gefährdet“, gab sich Fuchs
überzeugt. Der 1992 gegründete VIU
versteht sich als Sprachrohr für 3 000
forschungsintensive Ost- Unterneh-
men. Fuchs gehört auch dem von der
Regierung berufenen „Gesprächs-

kreis Ost“ umden früheren SPD-Poli-
tiker Klaus vonDohnanyi an.
Fuchs stützt seine Warnung auf

eine Firmenbefragung durch die For-
schungsagentur Euronorm, die auch
Projektträger für ein Förderpro-
gramm des Wirtschaftsministeriums
ist. Danach war die Zahl der For-
schungsmitarbeiter bei Industrieun-
ternehmen im Osten Ende 2003 mit
insgesamt 22 000 bereits ein Zehntel
geringer als noch zwei Jahre zuvor.
Auch beim enger abgegrenzten Kreis

kontinuierlich forschenderUnterneh-
men verzeichnet die Studie einenAb-
bau von Forschungspersonal – bei
steigender Gesamtmitarbeiterzahl.
Dieses Ergebnis ist für Fuchs einer-
seits Indiz dafür, dass die staatliche
Forschungsförderung die Unterneh-
mendurchaus vorangebracht hat. An-
dererseits aber gebe die Entwicklung
Anlass zur Sorge. Denn derAnteil der

Forscher in der ostdeutschen Indus-
trie sei im Durchschnitt noch immer
gut zwei Drittel geringer als im Wes-
ten. Gerade die noch labile Industrie
im Osten benötige intensive For-
schung als Basis für künftigesWachs-
tum.
Ein Problem sieht Fuchs darin,

dass die Industrieforschung weniger
im innovationspolitischen Fokus der
Regierung liegt als Grundlagenfor-
schung: Erstere ist nicht beim For-
schungs-, sondern beim Wirtschafts-
ressort angesiedelt und weniger vor
Sparvorgaben durch Finanzminister
Hans Eichel geschützt. Daher wurde
ein zuvor mit 100Mill. Euro dotiertes
Programm im laufenden Jahr um
zehn Prozent gekürzt, während die
Fördermittel für wirtschaftsfernere
Forschung noch zulegten. Ob die In-
dustrieforschung Ost für 2005 ein ge-
plantes Zusatzbudget von zehn Mill.
Euro erhält, hängt nach Angaben aus
dem Ministerium davon ab, ob Rot-
Grün im Bundesrat die Kürzung der
Eigenheimzulage durchsetzen kann.
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pbs DÜSSELDORF. Kurz vor der
Präsidentschaftswahl am 2. Novem-
ber sind die US-Bürger deutlich un-
zufriedener mit der aktuellen wirt-
schaftliche Lage und mit den Kon-
junktur-Perspektiven ihres Landes.
Das zeigt eine Umfrage des privaten
Forschungsinstituts Conference Bo-
ard unter 5 000 Amerikanern.
Der Index des Verbraucherver-

trauens ist im Oktober auf 92,8 von
96,7 Zählern im September gesun-
ken, berichtete das Institut am
Dienstag.Mit demdrittenRückgang
in Folge ist das Barometer auf den
niedrigsten Stand seit März gesun-
ken.
„Das sind schlechte Nachrichten

für Busch, das ist kein gutes Omen“,

sagte Delos Smith, Ökonom beim
Conference Board. Seit 1967 – als
der Index zumerstenMal berechnet
wurde – sei kein amtierender Präsi-
dent wieder gewählt worden, wenn
der Index unter 99 Zählern notierte.
AlsBill Clinton 1992 gegen seinen

Herausforderer George Bush Senior
siegte, stand der Index bei 54,6. Als
Jimmy Carter 1980 gegen Ronald
Reagan verlor, notierte das Barome-
ter bei 84,2. Und als Carter 1976 ge-
gen Gerald Ford gewann, stand der
Index bei 87,1 Zählern. „Die Wahl
wird sehr knapp ausgehen“, sagte
Smith.
„Die Menschen sorgen sich um

ihre Arbeitsplätze und ihr Einkom-
men“, zitiert derConference-Board-
Ökonom die Ergebnisse der aktuel-

len Umfrage. Das Tempo, mit dem
neue Arbeitsplätze entstehen, hat
sich seit Juni verlangsamt. In der ers-
ten Jahreshälfte wurden monatlich
im Durchschnitt etwa 204 000 ge-
schaffen, seit Juni sind es nur noch
103 000. Hinzu kommt, dass der
hohe Ölpreis die Wirtschaft belas-
tet. InDollar gerechnet hat sichRoh-
öl über die vergangenen zwölf Mo-
nate um etwa 80 Prozent verteuert.
Das schwächt die Kaufkraft der Ver-
braucher.
Besonders pessimistisch hatten

sich die Amerikaner in den in der
Wahl heiß umkämpften Regionen
Pennsylvania, Ohio, Wisconsin und
Michigan geäußert. Am zuversicht-
lichsten sinddieVerbraucher in Flo-
rida.

Professor Bhagwati, in Ihrem
neuen Buch „In Defense of Globali-
zation“ fordern Sie, wir sollten die
Globalisierung besser managen.
Wie soll das gehen?
Politiker wie ihr Kanzler Schröder
oder der britische Premier Blair sa-
gen, die Globalisierung brauche ein
menschlichesGesicht. Ich glaube, sie
hat bereits einmenschlichesGesicht.
Wozeigt sich dieses Gesicht?
Viele klagen zum Beispiel über die
Kinderarbeit in Ländern wie Viet-
nam. Eltern schicken dort ihre Kin-
der in die Fabriken, um das Familien-
einkommen zu erhöhen. Studien zei-
gen aber, dass Familien mit gestiege-
nem Einkommen dann in der Lage
sind, ihre Kinder in die Schule zu
schicken.
Sie sehen in der Kinderarbeit also
nicht nur ein Problem?
Die Frage ist, wie wir es schneller
schaffen, die Kinderarbeit zu verrin-
gern. Staatliche Hilfen können den
Prozess beschleunigen. Armen Län-
dern fehlt jedoch meist das Geld da-
für. Die Weltbank sollte deshalb ein-
springen.
Sollten wir das Tempo der Globali-
sierung verringern, um die Anpas-
sung zu erleichtern?
Es ist nicht so, dass wir unsereVolks-
wirtschaften besonders schnell öff-
nen. Wir haben mehrere Verhand-
lungsrunden gebraucht, umHandels-
barrieren abzubauen. Bei den Agrar-
subventionen sind wir immer noch
nicht am Ziel.
Was bremst dieGlobalisierung?
Man kann Menschen nicht bewe-
gen, wenn man ihnen keine Unter-
stützung anbietet. Wenn wir schnel-
ler voran schreiten wollen, ist das
wie auf dem Hochseil: Wir brauchen
ein Sicherheitsnetz.
Sollte Deutschland sein Tempo for-
cieren?
Deutschland hat vor allem Probleme
mit der Reform seines Arbeitsmark-
tes. Hohe Löhne und kurze Arbeits-
zeiten verteuern die Produktion. Die
Deutschen müssen selbst entschei-
den, was ihnen wichtiger ist: Freizeit
odermehrWettbewerbsfähigkeit.
Was empfehlen Sie Europa?
Wichtigwäre es, dieAgrarsubventio-
nen abzubauen. Europa gibt viel zu

viel Geld aus, um seine Landwirte zu
unterstützen. So lange die Europäer
nicht einlenken, werden sie andere
Länder kaumdavon überzeugen kön-
nen,Märkte zu öffnen.
Warum ist es so schwer, die Men-
schenvondenVorteilenderGlobali-
sierung zu überzeugen?
Wir müssen über das Thema weni-
ger aus der Vogelperspektive disku-
tieren. Wir sollten über konkrete
Dingewie denHandel oderAuslands-
investitionen reden. So gibt es viele
Beispiele dafür, dass Amerika davon
profitiert, wenn US-Firmen im Aus-
land investieren.
Brauchen wir nicht auch eine stär-
kere Kompensation für die Verlie-
rer der Globalisierung?
Untersuchungen zeigen, dass die
Auswirkungen des Handels auf die
Löhne bei uns nur sehr gering sind.
Viel stärker ist der Einfluss von tech-
nologischen Veränderungen. Da-
durch hat die Nachfrage nach unge-
lernten Tätigkeiten sicher abgenom-
men. Qualifizierte Arbeit ist jedoch
mehr gefragt.
Siewarnen davor,Unternehmenbei
der Verlagerung von Arbeitsplät-
zen in Billiglohnländer (Outsour-
cing) zu behindern.Warum?
BeimOutsourcing geht es umDienst-
leistungen, die früher nicht gehan-
delt wurden. Die Technologie macht
es heute möglich, dass wir Call-Cen-
ter nach Indien verlagern. Die Leute
vergessen jedoch, dass die Amerika-
ner und Europäer über das Internet
weltweit ihre Dienstleistungen in
der Medizin, der Rechtsberatung
oder Architektur anbieten können.
Ich halte zum Beispiel Vorlesungen
über das Internet und bekomme Fra-
gen aus aller Welt. Wir profitieren
viel stärker vom Freihandel als an-
dere Länder.

Die Fragen stellte Torsten Riecke.
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mwb/ost MÜNCHEN. Nach Ein-
schätzung von Ifo-Chef Hans-Wer-
ner Sinn nimmt dieVerlagerung von
Arbeitsplätzen ins Ausland dras-
tisch zu. „Die Verlierer der Globali-
sierung sind nicht die Unterneh-
men, sondern die Arbeitnehmer in
Deutschland“, sagte Sinn am Diens-
tag in München. Es handele sich um
einen historischen Prozess. Ob dies
gerecht sei oder nicht, interessiere
„nicht die Bohne“. Nur durch Sen-
kung der Lohnkosten und umfas-
sende Arbeitsmarktreformen könne
dem begegnet werden.
Am stärksten betroffen seien

nach seinenUntersuchungendieun-
teren Einkommensschichten meist
ungelernter Arbeitnehmer. Hier
habe ein Fünftel der Menschen kei-
nen Job. Das seien viermal so viele
wie vor 30 Jahren. Die Löhne für
diese Jobs müssten drastisch ge-
senkt werden, damit sie im interna-
tionalen Wettbewerb bestehen
könnten. Zum Ausgleich solle der
Staat Lohnzuschüsse zahlen, damit

die Betroffenen in Deutschland ein
angemessenes Auskommen hätten.
Durch derartige Maßnahmen könn-
ten nach Sinns Berechnungen 2,3
Millionen neue Jobs entstehen. Der
Staat würde dann die Arbeit und
nicht dieArbeitslosigkeit subventio-
nieren. Er bekräftigte damit seine
Forderung nach einem staatlich be-
zuschusstenNiedriglohnsektor.
Die Weltwirtschaft boome wie

seit 28 Jahren nicht mehr, und den-
noch sei von diesem Boom in
Deutschlandmit einemWirtschafts-
wachstum von 1,8 Prozent in diesem
Jahr und 1,5 Prozent im nächsten
Jahr nicht viel zu spüren.
Die deutsche Wirtschaft stehe

vor einem Wettbewerbsrätsel, be-
tonte Sinn. Trotz der starken Ex-
porte bleibe das Wachstum gering.
Der Grund dafür liegt laut Sinn in
der „Basar-Ökonomie“. Der in allen
entwickelten Ländern zu beobach-
tende Prozess der Verlagerung in-
dustrieller Wertschöpfung in Nied-
riglohnländer verlaufe in Deutsch-
land „aus volkswirtschaftlicher

Sicht zu schnell“, so der Ifo-Präsi-
dent. Die Industriebeschäftigung
gehe viel schneller zurück, als die
Beschäftigung imDienstleistungsbe-
reich zunehme. Zwischen 1995 und
2003 seien in Deutschland 1,9 Mrd.
Arbeitsstunden allein in der Indus-
trie verloren gegangen, doch zu-
gleich nur 290 Mill. Stunden im
Dienstleistungssektor entstanden.

Nötig seien umfangreiche Öff-
nungsklauseln, die es Betrieben in
wirtschaftlich schwierigen Zeiten
ermöglichten, die Lohnkosten zu
senken undArbeitsplätze zu halten.
Die deutsche Industrie wird auch

im kommenden Jahr ihre wesentli-
chen Impulse aus dem Export be-
kommen, erwarten die Konjunktur-
forscher. Der Produktionszuwachs
im verarbeitenden Gewerbe werde
sich voraussichtlich von 3,2 Prozent
in diesem Jahr auf 3,0 Prozent im
kommenden Jahr abschwächen.

Sinns These, Deutschland ver-
komme zu einer „Basar-Ökonomie“,
die zunehmend vomHandel und im-
mer weniger der Produktion lebe,
ist unter Fachleuten allerdings sehr
umstritten – schließlich wachsen
die deutschen Exporte seit Jahren
stärker als die Importe. Während
die Einfuhren seit Anfang 2000 um
19,4 Prozent gewachsen sind, legten
die Ausfuhren um 33,5 Prozent zu.
DerArbeitgeberverbandGesamt-

metall hat die These des Ifo-Chefs
daher jüngst als „Unsinn“ bezeich-
net – und das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) wies
sie in einer Studie zurück und stellte
fest: „Die Wertschöpfung in
Deutschland ist infolge des Außen-
handels imTrend gestiegen.“
Nach Ansicht des DIW gibt keine

Hinweise darauf, dass Unterneh-
men zunehmend ihre Wertschöp-
fung aus Deutschland verlagern –
und die These, die Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Unterneh-
men nehme ab, sei daher nicht halt-
bar.

Industrieunternehmen im Osten
bauen Forschungspersonal ab
Etatkürzungen gefährden Erfolge der Förderpolitik

Ifo-Forscher sehen Arbeitnehmer
als Verlierer der Globalisierung
Institutspräsident Sinn fordert Arbeitsmarktreformen und Lohnkostensenkung

US-Verbraucher verlieren Vertrauen
in die wirtschaftliche Entwicklung
Forschungsinstitut Conference Board erwartet knappen Ausgang der Wahl

NACHGEFRAGT: JAGDISH BHAGWATI

„Qualifizierte
Arbeit ist
gefragt“

Euro-Zone:
Leistungsbilanz
rutscht ins Defizit
Die Leistungsbilanz in der Euro-
Zone hat im August überra-
schend ein Defizit von saison-
bereinigt 0,4 Mrd. Euro ver-
zeichnet, berichtete gestern
die Europäische Zentralbank
(EZB). Volkswirte hatten mit ei-
nem Überschuss von 2,0 Mrd.
Euro gerechnet, nachdem im
Juli ein Aktivsaldo von 1,0 Mrd.
erzielt worden war. Der Über-
schuss in der wichtigsten Teil-
bilanz, der Handelsbilanz, sank
im August auf 4,6 Mrd EUR von
zuvor 8,3 Mrd EUR. Die Ex-
porte der Euro-Zone blieben un-
verändert bei einem Wert von
94,6 Mrd. Euro. Die Importe
stiegen auf 90,0 von 86,4 Mrd.
Euro. DJ

Kanada: Teuerung
schwächt sich leicht ab
Die kanadischen Verbraucher-
preise lagen im September um
1,8 Prozent über dem Vorjah-
resniveau, berichtete das natio-
nale Statistikamt am Dienstag.
Im August betrug die jährliche
Teuerungsrate 1,9 Prozent. Ge-
genüber August stiegen die
Preise um 0,1 Prozent. Das ist
der erste Anstieg seit drei Mo-
naten. Die Zentralbank werde
die Leitzinsen nun vorerst nicht
weiter erhöhen, erwarten Öko-
nomen. Bloomberg

Frankreich: Erzeugerpreise
klettern nach oben
Der Anstieg der französischen
Erzeugerpreise hat sich im Sep-
tember auf Monatssicht ver-
langsamt. Sie kletterten um 0,1
Prozent gegenüber dem Vormo-
nat, nach einem Plus von 0,5
Prozent im August. Im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat er-
höhten sich die Preise um 3,1
Prozent nach plus 2,8 Prozent
im Vormonat. DJ

Spanien: Zahl der
Arbeitslosen geht zurück
Die Lage auf dem spanischen
Arbeitsmarkt hat sich im drit-
ten Quartal überraschend ver-
bessert. Wie die Statistikbe-
hörde INE gestern mitteilte,
sank die unbereinigte Arbeitslo-
senquote auf 10,5 Prozent. Im
Vorjahreszeitraum sie bei 11,2
Prozent. DJ
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Der deutsche Export brummt: Im Hamburger Hafen werden Waren in Containern verschifft.
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Starker Export
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Entwicklung der realen Ein- und
Ausfuhren in Deutschland,
Monatswerte in Mrd. Euro*

*saisonbereinigt; Quelle: Deutsche Bundesbank
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Jagdish Bhagwati ist Wirtschafts-
professor an der Columbia Univer-
stity in New York.
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Zehn Prozent weniger
Forscher seit 2001

„Basar“-These ist unter
Experten sehr umstritten
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